
Recht 

Die neue Einkommen- 
steuerpauschalierung 

von Dr. Johann Heim 

Nach zahlreichen schwierigen Besprechungen 
auf Beamten-, aber auch auf politischer Ebene ist 
die Pauschalierungsverordnung für die Kalen- 
derjahre 1997 bis 1999 fixiert. Die Verordnung 
des Bundesministers für Finanzen wurde am 
30. Dezember 1997 im Bundesgesetzblatt Nr. II 
43011997 (berichtigt durch BGBI. Nr. II 3011998) 
veröffentlicht. 

Die neue Pauschalie- 
rungsverordnung bringt für 
alle Bauern insbesondere 
aber für die Holzbezugsbe- 
rechtigten, für die Selbstver- 
markter von be- und verar- 
beiteten Produkten und f i r  
die Mitglieder von Agrarge- 
meinschaften wichtige Ände- 
rungen. 

Die Verordnung gilt für 
die Kalenderjahre 1997, 1998 
und 1999. Auf die Anwen- 
dung der Pauschalierung be- 
steht ein Rechtsanspruch. Es 
ist der bäuerlichen Interes- 
sensvertretung gelungen, für 
das Kalenderjahr 1997 den 
bisherigen Inhalt der Pauscha- 
lierungsverordnung aus den 
Vorjahren weitestgehend un- 
verändert überzuführen. Dies 
gilt insbesondere für den Be- 
reich des Nebenerwerbes, für 
auf Basis des Selbstkostener- 
satzes aufgebaute überbetrieb- 
liche Zusammenarbeit (MR- 
Tätigkeit) und der Privatzim- 
mervermietung. 

Wie funktioniert die 
pauschale Gewinner- 
mittlung? 

Basis für die pauschale Ge- 
winnermittlung ist der land-, 
forst- und alpwirtschaftliche 
Einheitswert der selbstbewirt- 
schafteten Fläche, d.h. daß 

Teileinheitswerte der Zu- und 
Verpachtungen berücksichtigt 
werden. 

Landwirtschaft 

Für das Jahr 1997 kommt 
der bisherige Durchschnitts- 
Satz einheitlich in der Höhe 
von 31 % des Einheitswertes 
zur Ermittlung eines Aus- 
gangsbetrages (Grundbetrag) 
zur Anwendung. 

Für die Jahre 1998 und 
1999 gelten folgende neue -je  
nach Höhe des Einheitswer- 
tes abgestufte - Pauschalie- 
rungssätze: 
-bis zu einem EHW- von 

200.000,- 27 % 
- bei einem EHW von 200.000,- 

bis 500.000,- 31 % 
- bei einem EHW von 500.000,- 

bis 900.000,- 35 % 

Alpen 

Für 1997 gilt weiterhin der 
Durchschnittssatz von 8 %. 
Für 1998 und 1999 ist der für 
den jeweiligen Betrieb gelten- 
de landwirtschaftliche Durch- 
schnittssatz um 30 % zu redu- 
zieren. Der Durchschnittssatz 
für die Alpen beträgt daher 
70 % des anzuwendenden 
landwirtschaftlichen Gewinn- 
durchschnittssatzes. Für die 
meisten Bergbauem wird das 
ein Durchschnittssatz von 

18,9 % sein (70 % von 27 % 
für Einheitswerte bis zu 

Forstwirtschaft 

Grundlage für die pauscha- 
le Gewinnermittlung in der 
Forstwirtschaft sind die For- 
steinheitswerte (Teileinheits- 
werte). Bei der Ermittlung der 
Forsteinheitswerte sind Zu- 
schläge gemäß § 40 des Be- 
wertungsgesetzes, die auf- 
grund von Holzbezugsrechten 
ermittelt wurden, dem forstli- 
chen Teileinheitswert gleich- 
zusetzen. 

Je nach Höhe der Forstein- 
heitswerte gibt es nun unter- 
schiedliche Stufen der forstli- 
chen Pauschalierung. Hier nur 
auszugsweise die Regelung 
für Betriebe mit einem 
Forsteinheitswert unter 
ATS 100.000,-: 

Für die kommenden Jah- 
re gelten folgende Durch- 
schnittssätze: 
- für das Kalenderjahr 1997 

10 % (wie bisher) 
- für  das Kalenderjahr 1998 

20 % 
-für das Kalenderjahr 1999 

30 %. 
Für die forstlichen Ein- 

heitswerte über ATS 100.000,- 
und für die Ermittlung des Ver- 
äußerungsgewinnes im Zu- 
sammenhang von Waldverkäu- 
fen gibt es eigene Regelungen 
auf die hier nicht eingegangen 
wird. 

Gewinnerhö hende 
Beträge 

Mit der pauschalen Ermitt- 
lung des Gewinnes werden im- b 

ATS 200.000,-). 
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DI: Johann Heim ist 
Abteilungsleiter der 
Abteilung Betriebs- 
wirtschaft der Landes- 
landwirtschaftskarn- 

mer nur die regelmäßig in den 
Betrieben anfallenden Ge- 
schäftsvorgänge erfaßt. Die 
nicht erfaßten Rechtsgeschäfte 
sind gesondert anzusetzen. Ne- 
ben den vereinnahmten Pacht- 
zinsen sind folgende Gewinne 
als nicht von der Pauschaler- 
mittlung erfaßt gesondert an- 
zusetzen: 

a) Beteiligungen: 

z.B. Genossenschafisanteile 

b) Anteile an Agrarge- 
meinschaften: 

Als Erhöhungsbeträge sind 
Geld- und Naturalbezüge an- 
zusetzen. Es ist gelungen, eine 
Halbierung für jene Ausschüt- 
tungen zu erreichen, die be- 
reits mit der Körperschafts- 
steuer (KÖSt) vorbelastet 
sind. Damit soll eine Doppel- 
besteuerung vermieden wer- 
den. 

Wenn es zu KÖSt vorbela- 
steten und KÖSt unbelasteten 
Ausschüttungen kommt, sind 
die Beträge entsprechend zu 
splitten. Der Steuerpflichtige 

muß allerdings das Ausmaß 
der Körperschaftssteuervorbe- 
lastung nachweisen. Es wird 
sinnvoll sein, wenn die Agrar- 
gemeinschaft einen Nachweis 
für die Mitglieder ausstellt. 

c) Nichtlandwirtschaftli- 
che Nutzungsüberlas- 
sung von Grund- 
flächen: 

Wenn Grundflächen für 
Schipisten, Parkplätze, 
Stromüberleitungen, Nutzun- 
gen für Veranstaltungen u.ä. 
verwendet werden, sind die 
Entgelte dahingehend zu un- 
tersuchen, ob sie von der Pau- 
schalierung bereits erfaßt sind 
(z. B. Ertragsausfallsentschä- 
digung), wegen der gleich ho- 
hen Ausgaben keinen Gewinn 
ergeben (z. B. Wirtschaftser- 
schwernis) oder überhaupt 
steuerfrei sind (z.B. Vermin- 
derung des Bodenwertes). Zu 
einem zusätzlichen Ansatz 
kann nur das reine Nutzungs- 
entgelt fuhren. 

Fehlt ein Nachweis der 
Aufteilung der Entgelte, wird 

die Finanzverwaltung aus 
Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung bei Gesamtentgel- 
ten bis zu S 90.000 den Er- 
höhungsbetrag mit 70 % des 
Entgeltes ansetzen. Bei höhe- 
ren Entgelten ist eine Auftei- 
lung im Einzelfall erforder- 
lich. 

Erlöse aus dem Verkauf 
von be- und verarbeiteten Pro- 
dukten (Direktvermarktung) 
über 50.000 S pro Jahr und von 
Teilwäldern sind ebenfalls 
nicht von der Pauschalierung 
umfaßt. Der Gewinn aus land- 
und forstwirtschaftlichen Ne- 
benerwerb und aus be- 
und/oder verarbeiteten Pro- 
dukten ist durch Einnahmen- 
Ausgaben-Rechnung geson- 
dert zu ermitteln. 

Gewinnmindernde 
Beträge 

Die neue Pauschalierungs- 
Verordnung sieht weiterhin den 
Abzug von tatsächlich bezahl- 
ten Pachtzinsen, die Landwirt- 
schaft betreffenden Schuldzin- 
Sen, Ausgedingslasten, Sozial- 
Versicherungsbeiträge und 
Beiträge zum Ausgleichsfond 
für Familienbeihilfen vor. Bei 
den Sozialversicherungsbeiträ- 
gen sind die Beiträge des Steu- 
erpflichtigen an die Sozialver- 
sicherung der Bauern zu ver- 
stehen. Beiträge für fremde 
Arbeitnehmer sind nicht ab- 
setzbar (außer bei Gartenbau- 
betrieben). 

Abschließend wird festge- 
stellt daß insgesamt durch die 
gewinnmindernden Beträge 
kein negatives Ergebnis erzielt 
werden kann. rn 
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